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§96
Eignung der Ausbildungsstätte

(1) Eine Ausbildungsstätte ist nach Art und Einrichtung im Sinne 
des § 22 Abs. 1 Nr. 1 für die Berufsausbildung nur geeignet, wenn sie 
von der nach Landesrecht zuständigen Behörde nach Anhören der 
zuständigen Stelle als Ausbildungsstätte anerkannt ist.

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
zur Förderung der Berufsbildung nach Anhören des Bundesausschus­
ses für Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim­
mung des Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen für die Größe, 
die Einrichtung und den Bewirtschaftungszustand der Ausbildungs­
stätte festsetzen.

N e u n t e r  A b s c h n i t t  
Sonstige Berufs- und Wirtschaftszweige

§97
Ermächtigung

Der zuständige Fachminister kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft durch Rechtsverord­
nung für Fälle, die in den §§74 bis 96 nicht geregelt sind, die 
zuständige Stelle bestimmen und Vorschriften über die für die 
fachliche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten und Kennt­
nisse sowie die Eignung der Ausbildungsstätte erlassen. Der Bundes­
minister für Bildung und Wissenschaft kann durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für die Fälle des 
Satzes 1 Vorschriften über die berufs- und arbeitspädagogischen 
Kenntnisse erlassen. Der Bundesausschuß für Berufsbildung ist vorher 
zu hören.

Siebenter Teil 
Bußgeldvorschriften

§98

(aufgehoben)
I

§99
Ordnungswidrigkeiten

' lc
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 4 Abs. 1 oder 4 den wesentlichen Inhalt des 

Vertrages oder seine wesentlichen Änderungen nicht schriftlich 
niederlegt,

2. entgegen § 4 Abs. 3 oder 4 dem Auszubildenden oder dessen 
gesetzlichem Vertreter die Unterzeichnete Niederschrift nicht 
aushändigt,

3. dem Auszubildenden Aufgaben überträgt, die dem Ausbildungs­
zweck nicht dienen,

4. entgegen § 7 dem Auszubildenden die für die Teilnahme am 
Berufsschulunterricht, an Prüfungen oder an Ausbildungsmaß­
nahmen außerhalb der Ausbildungsstätte erforderliche Zeit 
nicht gewährt,

5. Auszubildende einstellt oder ausbildet, obwohl er nach § 20 
Abs. 2 Nr. 1 persönlich oder nach § 20 Abs. 3 fachlich nicht 
geeignet ist,

6. entgegen §20 Abs. 4 einen Ausbilder bestellt, obwohl dieser 
nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 persönlich oder nach § 20 Abs. 3 fachlich 
nicht geeignet ist oder diesem die Ausbildung nach § 24 
untersagt worden ist,

7. Auszubildende einstellt oder ausbildet, obwohl ihm das EinsteL 
len oder Ausbilden nach § 24 untersagt worden ist,

8. entgegen § 33 die Eintragung in das Verzeichnis nicht oder nicht 
rechtzeitig beantragt oder eine Ausfertigung der Vertragsnieder­
schrift nicht beifügt,

9. entgegen § 45 Abs. 1 Satz 3 der zuständigen Stelle oder ihrem 
Beauftragen eine Auskunft nicht, nicht rechzeitig, unrichtig oder

unvollständig erteilt, Unterlagen nicht vorlegt oder eine Besich­
tigung nicht gestattet.

10. (aufgehoben)

§§ 100 bis 107 

(gegenstandslos)

§ 108
Fortgeltung bestehender Regelungen

(1) Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes anerkannten Lehrberufe 
und Anlernberufe oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberufe 
gelten als Ausbildungsberufe im Sinne des § 25 Abs. 1. Die Berufsbil­
der, die Berufsbildungspläne, die Prüfungsanforderungen und die 
Prüfungsordnungen für diese Berufe sind bis zum Erlaß der Ausbil­
dungsordnungen nach § 25 Abs. 1 und der Prüfungsordnungen nach 
§ 41 anzuwenden.

(2) Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Prüfungszeug­
nisse in Berufen, die nach Absatz 1 als anerkannte Ausbildungsberufe 
gelten, stehen Prüfungszeugnissen nach § 34 Abs. 2 gleich.

§§ 109 bis 113 

(gegenstandslos)

Gesetz 
über Berufsschulen 
vom 19. Juli 1990

§ 1
Grundsätze

(1) Dieses Gesetz regelt die Aufgaben, die Errichtung und die 
Finanzierung von Berufsschulen bis zum Erlaß von Schulgesetzen 
durch die Länder.

(2) Berufsschulen sind öffentliche Schulen. Die Träger der Berufs­
schulen sind die Kreise und die kreisfreien Städte. Berufsschule, 
Unternehmen, Wirtschaft und ihre Organisationen arbeiten bei der 
Gestaltung dieses Gesetzes vertrauensvoll zusammen.

§ 2
Aufgaben der Berufsschule

(1) Die Berufsschule hat die Aufgabe, den zur Erlangung einer 
beruflichen Qualifikation erforderlichen berufsbildenden Unterricht 
zu erteilen sowie die allgemeine Bildung zu vertiefen und zu 
erweitern.

(2) Die Berufsschule vermittelt die für den Ausbildungsberuf 
erforderlichen fachtheoretischen Kenntnisse und ergänzt die fach­
praktischen Kenntnisse und Fertigkeiten (Berufsschulunterricht).

(3) Für Berufsschulpflichtige ohne Berufsausbildungsverhältnis 
vermittelt die Berufsschule allgemeinbildende und berufsbildende 
Kenntnisse und Fertigkeiten.

(4) Die Aufgaben gemäß Absätze 1 bis 3 sind auch für Behinderte 
an mindestens einer Berufsschule durch den Träger zu gewährleisten.

§3
Berufsschulpflicht

(1) Wer in einem Berufsausbildungsverhältnis steht, ist berufsschul­
pflichtig. Die Berufsschulpflicht ist an der für den Ausbildungsort 
örtlich und fachlich zuständigen Berufsschule zu erfüllen.

(2) Wer sich nicht in einem Berufsausbildungsverhältnis bzw. 
Arbeitsverhältnis befindet oder keine andere Schule besucht, ist nach


